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Beklagte und Revisionsbeklagte.'

'Der
44. Senat

des Bundessozialgerichts 'hat auf die mündliche

Verhandlung vom 15. November 1979 ' '

für Recht erkennt:

Das Urteil de's Hessischen Landessozialgerichts
vom

“49. _Oktober_ 4978 wird aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhändlung und Entscheidung an
.

des Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Die Beteiligten streiten darüber,ob
dei-Klägerinebdem

4. März'1976eine'nach %68 Abs2 Satz4 desAngestellten—_
versicherüné$gesetzes (AVG) wiederaufgelebte Witwenrente

ohne Anrechnung eines (fiktiven) UnterhaltsansPruchs 'zu zahlen

ist.‚

Die 4930 geborene'■lägerin bezog'bis zu ihrer Wiederverheira—_

tung im Mai 1965 Witwenrente aus der VersiCherung ihres ersten
Ehemannes. Ihre'2weitehe wurde im'März_■9?4 aus dem Yerschule

den des EhemanneS geschieden. Im Scheidungsverfehren wurde

vereinbart, daßder - als freier Architekt tätige —
Ehemann

noch auf die Däuer von zwei Jahren der' ägerin monatlich '
_

11000‚-—DMUnterhalt zahlt undeie für die Folgezeit auf _'
jeglichen Unterhaltsanspruch einschließlich des Notbedarfs'

verzichtet. ' '

_
'_. !

Mit Bescheidtem 29. Januar4976erkanntedie Beklagtedas
.Wiederaufleben der Witwenrgnte dem Grunde nach 'an, lehnte '.

_aber wegen des Unterhaltsanspruchs
gegen

den zweiten Ehemann '

eine Bentenzahlung ab. Dabei verblieb 'sie im 'Widerspruchs-
bescheid

_vom 10. Juni _1976 worin für die Zeit ab 1. März 4976

ein fiktiver Unterhalts'enspruch von _1. _000‚
-— DM_angerechnet_'

w'urde.’ ' '

Im folgenden
Rechtsstreit wandte sich die Klägerin anfangs'

'

allein gegen die Höhe des fiktiven Anäpruchs; der zweite
!

Ehemänn béziehe nunmehr Rente von 600, ;L DM, 'sie selbst !
Bruttoeinkünfte

von ca 4. 000,
——DM

monatlich.
Später erklärte '

sie die Anrechnung eines fiktiven Unterhaltsen3pruchs zumindest

seit dem Inkrafttreten_ des Rentenreförmgesétzes (BBG) Vom
_

:

46. Oktober 1972 - _außer im Falle des' Rechtsmißbrauchs
-

über-\

haupt für unzulässig. 5
!

f
|

.
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1 3 ;:3

.Di'e Klage und die Berufung. hatten k'einen Erf_olg. Zur
Begründung

'führte' das Landesscziälgericht (LSG) im Urteil vom 19. -Oktober

1978 unter wiederholter Bezugnahme auf' das Urteil des 4. Senats

des BundessozialgeriChts (BSG) vom24. Mai 1978 —4 RJ 79/7? -
aus: Es seien zwar Fälle dehk_bar,in denen ein Unterhaltsverzicht

nicht zur
Anrechnung eines Unterhaltsanspruchs führe; ein

solcher Ausnahmef_al_l' liege hier 'aber nicht Vor. Beachtlich sei

der objektiv verständige 'bzw_anerkennenswerte Verzicht. 'Als.
solcher könne ein Verzicht_nur behandelt werden, wenn die zu
ihm führenden Motive und Begleitumstände rückschauend erkennbar

und_nachvollziehbar seien. Hier seien sie nicht deutlich Zu
erkennen. Wegen der noch nach dem 1.'März 1976 gegebenen Unter-

haltsfähigkeit des zweiten Mannesentfalle das vielfache Motiv '
des Verzichts auf nicht oder nur schwer zu

verwirklichende
_

'

‘Ansprüche. Daß die Scheidung
nur aufgrund des Verzichts möglich

gewesen sei, stehe nicht fest, ebensowenig, daß die Klägerin

auf. die rasche Durchführung der Scheidung an-gewiesén gewesen
sei. Andere triftige Gründe seien weder vorgetragen noch er-

°“sichtlich. Demnach könne hier nicht
von einem objektiv verstän-

digen bzw anerkennenswerten Verzicht ausgegangen werden; ei_nen

'dahingehenden Bew_eis habe die Klägerin nicht geführt. Sie sei'

somit so zu behandeln, als ob sie aus freien Stücken auf einen

ihr an sich zu'stehenden Anspruch verzichtet hätte. Auch nach

dem 1. März 1976 hätte sie einen Unterhalt5anspruch in einer

_Höhe verwirklichen können, welche die wiederaufgelebte'Witwen—

rente (monatlich 492,30 DM im_Zeitpunkt der Bescheidertéilung)'

mindestens erreicht hätte. Ob infolge Änderung der wirtschaft—‘
.lichen Verhältnisse'des geschiedenen Mannes nunmehr-möglicherf'

weise ein Anspruch auf Rentenzahlung entstanden sei, sei in

diesem Verfahren nicht zu prüfen.

Mit der'zugelassenen Revision beantragt die Klägerin,

die Urteile der Vorinstanzen und die

_Bescheide der Beklagten aufzuheben und diese

zu
verurteilen, ihr ab 1. März 1976 die Rente

,

- ohne Abzüge zu zahlen,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


hilfsweise, >
die Sache an das LSG

zurückzuverweisenL

Materiell-rechtlich rügt sie eine unzulässige
Ausweitung

der

in 5 68 Abs 2 Satz 1 AVG enthaltenen AnrechnungsVorschrift;

aus der — zur Vereinfachung des Verfahrens erfolgten —
Übernahme

der Alleinschuld durch den Ehemannkönne nicht auf das Bestehen
eines Unterhaltsanspruchs gegen diesen geschlossen werden._'

Formell—rechtlich macht sie Verstöße
gegeä -die 55 403, 202

Sozialgerichtsgesetz (SGG), 139 Zivilprozeßordnung (ZPO) geltend:

Das LSG habe Nachforschungen über die' Beweggründerfür ihren

Verzicht unterlassen; vor seiner erst kurz nach dem Urteil des

BSGvom 24. Mai 1978 getroffenen Entscheidung hätte es auf die
seiner Ansicht nach nunmehr entscheidungserhehlichen Umstände ;

hinweisen mü53en; bei einer Befragung
hätt'e

sie anerkennenswerte '

Gründe vertragen können (sehr streitiges Scheidungsverfahren, L

heftige gegenseitige Vorwürfe, schwere gesundheitliche Krise, zu
befürchtender lengwieriger Streit,

möglicäe
Scheidung aus

eigenem,

Verschulden, schwierige Durchsetzung von-Unterhaltsansprüchen), i

SchließliCh Werde die vom LSG angenommeneHöhe des fiktiven.

Unterhaltsanspruchs nicht von den festgestellten Tatsachen_

getragen. ' ' '"

Die Beklagte beantragt, ' '
- - E

die Revision zurückzuweisen.

Sie möchte generell von der'Vermutung des nicht verständigen ‘

'

Verzichtes ausgéhen_und damit im_wesentliéhen an der.bishérigen !
Verfahrensweise der Versicherungsträger festhalten.

|
|
I
|1l
|III

, _ _
i

Die Revision ist insoweit begründet, als das angefochtene Urteil ?
aufzuheben und die Sache an das LSG zurückzuverweisen ist.

ObwohlnachdemGesetzeswortlaut(%68 Abs2 Satz 1, Halbsatz2 3
AVG) auf. die wiedereufgelebte Witwenrente nur ein infolge der I

. -
'i„

\ _ _ ‚ ‚ -
- _‘_ w' „_ -‘

„ „ an»;4-.:- 1' - „ „. ,; - ‘ -1 ' , ‘ . ‘‚„o
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Auflösung
der zweiten Ehe "erworbener"

neuer
Unterhaltsanspruch

lanzurechnen ist, —het di.e Rechtsprechung die Anrechnungsvor—

schrift .erweiternd dahin ausge1egt, daß auch die Anrechnung
_eines fiktiten_ Unterhaltsenspruchs geboten sein kann. Dafür "'

hat sich insbesondere das Urteil des erkennenden Senats vom

2. September 1964 (BSGE 24, 279)_ und die anschließende Recht-
‘Sprechung des BSG bis zum Inkrafttreten des.RRG (vgl ua SozR

Nr 34 zu 5 1291 EVO) ausge3prochen‚ Nach dieser Rechtsprechung

Wer, wenn die "Witwe" bei der Scheidung ihrer zweiten Ehe auf
Unterhalt verzichtet hatte, auf die wiederaufgeiebte Witwen—
rente der Unterhaltsenspruch ensurechnen‚ der der Witwe ohne_
den V-érzi-cht nach dem Ehegesetz (EheG) zustehen würde. Ma■-
gehend hierfür waren zwei 1neindndergreifende Erwägungen: Zum

einen wurde-dem Gedanken Rechnung getragen, daß die wieder—

eufgelebte. Uitwenrente nur _sdbsidiär (hilfsweise, nachrangig)
die durch die Auf1ösung .der zweiten Ehe entstandene Versor«

.
gungslücke füllen soll; da die gesetzlich gewährleistete .

"Mindestversorgung" der Witwe in erster Linie aus den infolge

Auflösung dieser Ehe erwdrhenen Ansprüchen zu bestreiten sei,
dürfe es ihr nicht gestattet werden, insoweit selbst eine- ‘

Versorgungslüeke zu
schaffen Und so die gesetzliche Anspruchs—‘

rangfolge umzustoßen. Der weiter maßgebende Gesichtspunkt war
die seinerzeitige Bedeutung_der Schuldfeststellung im Schei« '
dungsurteil; nach der damaligen Gesetzeslage_konnte die Wité_

'wenrente nur bei einer'Ehesuflösung ohne alleinigés‘oder
überwiegéndes Verschulden der Witwe überhaupt wiederaufleben.

Insoweit nahmdie RechtsprechungZwardie Scheidungund damit
auch eine "Konventionalscheidung" mit einem der Witwe günstigen
Schuldausspru_ch als sus165enden Grund für das Wiederaufleben
der Witwenrente hin (vgl BSGE29, 84); sie konnte jedoch nicht
auch noch_zulessen, daß die nach dem Schuldeusspruch en sich

_
mögliche_ Anrechnung eines Unterhaltsanspruchs durch einen_
Unterhaltsverzicht vereitelt wurde,“ der den für die Witwe

günstigen Schuldeusspruch möglicherweise überhaupt erst herbei_—

Seiührt_ hatte. ' '

Diese
Rechtsprechung

läßt sich, wie der 4. Senat des BSG in
Seinem bereits engeiührten U1teil.vom 24_ Mai 4978 (SozR 2200

..-;_5‘_-_
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s 1291Nr'16)entschiedenhat, für die erstnachdem31.Dezember?-
1972 (Inkrafttreten des REG)bis zum 1.

J!uli 1977 (Inkrafttreten £
des neuen ScheidungsrechtS) wiederaufgelebten Witwenrenten nicht

mehr uneingeschränkt fortführen. Denn di-egdargelegte zweite
{

Erwägung ist gegenstandslos geworden; das EEG hät die sogenannte

Verschuldehsklausel beseitigt; für- das
WJederaufleben

der ‘Mitwen-l

rente ist' seitdem die Schuldfeststellung nach _demEheG' aF ohne '

Bedeutung. Außerdem hat das Bundesverfass-ungsgericht (BVerfG)-

durch Beschluß vom 42. November 1974 (SozR 5100 5 44 Nr 2) die

in der Kriegsopferversorgung zunächst bei%ehaltene Verschuldens-"
klausel für verfessungswidrig erklärt und'

hierbei ua
ausgeführt,i

durch_das Mittel der wiedereuflebenden_Witwenrehte dürfe nicht

auf die Entscheidung der Partner über die Lösung der zweiten
Ehe Einfluß genommenwerden. Die Entscheidung hat den 40. Senat_
des BSG bereits veranlaßt, die frühere Rechtsprechung zur An—
rechnung fiktiver Unterhaltsansprüche bei' einer nachträglichen

Verwirkung des Unterhaltsanspruchs durch die Witwe gemäß 3 66

EheG aF aufzugeben (seen 40, 260). Nach seiner Ansicht hat die
Entscheidung des BVerfG den gesamten KOmplex der wiedéraufgeleb-

ten Witwenrente einer neuen Betrachtung zugeführt; nunmehr lebe

der Anspruch auf Uitwénrente um so
siche■er‚‘ungefährdeter und

vollständiger — nämlich ohne Anrechnung etwaiger Unterhalts-

ensprüche -'wieder auf, wenndie Ehe aus demAlleinverschulden
der Frau geschieden sei (aaO S 262); es möge dahinstehen, ob !
jetzt noch_ von einer echten

Sübsidierität der_ wiederenfgelébten ?

Witwenrente gesprochen werden könne (S' 264). 'Demgegenüber ist
nach der Meinung des 4. Senats der Grundsätz der Subsidiarität

jedoch erhalten geblieben; euch_der Bundésgerichtshof (BGH)

:geht weiterhin von einer Subsidiarität der. wiederhufgelebten

Witwenrente _gegenüber Unterhaltsa■sprüchen nach Auflösung der
_

Zweitehé aus (Urteil vom 45. Dezember 1978, BArbBl 1979, S 29).
Dem tritt der erkennénde Senat 'bei. Die $ubs'idiarität ergibt }

sich schon aus der AnrechnungSVO'rs_chrift. selbst; ihr Sinn und

Zweck ist zudem nach wie vor, die Versorgung der Witwe in
erster Linie auf Ansprüche aus der zweiten Ehe zu stützen.

_Denhoch bleibt
die Frege, ob die

Subsidierität der Wiederauf—

“ gelebten Witwénrente, die_nach'dem Geset1enwbrtlaut nur gegen-

.__ 7 ;

__
_.

..„
ü

_
_.

-.
.

...
{„

__
...

__
_
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über
erworbenen Unterhalt5ansPruchen au's der

zweiten
Ehe

.
besteht, allein noch die Anrechnung von fiktiven Unterhalts-

an5prüchen zu rechtfertigen vermag. Dabei kann allerdings

die mit Hilfe der Subsidiari.tät_ auch bezWeckte Vermeidung

einer "Doppelversorgung" (SozR 2200 5 4294 Nr' .46 Bl 48). hier
keine Rolle' spielen, weil der Unterhaltsverzicht gerade nicht

zu einer solchen führt. Nach dem BVerfG (aaO, Bl 4) soll sich

_die Anrechnung fiktiver Unterhaltsahsprüche aus d'ém Beetreben

erklären, Manipulationen der geschiedenen Ehegatten
auszu—

schalten, durch die der an_8ich unterhaltspflichtige Ehemann

zum Nachteil der Öffentlichen Hand entlastet werden soll„Das

ist auch die Meinung der Klägerin, die eine solche Anrechnung

nur im Falle eines Rechtsmißbrauchs für zulässig hält. Dem '

erkennenden Senat erscheint dieSe Betrachtungsweise zu eng.

Das BSG hat wiederholt entschieden,’daß es nicht im Belieben
“der Witwe stehe, ob und wie sie Unterhaltsansprüche gegen den,
zweiten Ehemann geltend macht, sie müsse alle ihr zumutbaren

Schritte zur Verwirklichung dieses Anspruchs tun (BSGE 22,

78, so, 27, 174, 175 f ). Diesem Gedanken ist auch bei der '
Beurteilung von Unterhaltsverzichten Gewicht beizumessen. Es

kann nicht voll den Belieben der Witwe überantwortét' sein, ob'

sie den Vérsicherungsträger und damit die Versichertengemein—

schaft durch einen Unterhaltsverzicht belastet; der Gesetz—

geber mutet es ihr, wie aufgezeigt, vielmehr zu, ihre Versor—

‘gung in erster Linie aus Unterhaltsansprüchen aus der zweiten

Ehezu bestreiten, nachdemsie mit der Wiederheirat in diesen
"anderen Familienverband" eingetreten war (BVerfGE 25, ■42,
149), Das bedeutet aber, daß der Gedanke der Subsidiarität

nicht schlächterdings nur dann zum Zuge kommen darf, wenn und

solange Unterhaltsansprüche bestehen; der Witwe kann nach dem

Sinn und Zweck der hier vorliegenden Subsidiarität unter Um—

stähden'auch zuzumuten sein, Unterhaltsansprüche gegen den,
zwéiten.Ehemann entstehen und bestehen zu lassen. Entscheidend

ist letztlich, welches Verhalten ihr zugemutet werden kann,
wenn.soWohl ihre Interessen als auch die der Versichertene

'gemeinschaft angemessen berücksichtigt werden, Das bedingt.

fj8 _
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eine_differenzierende Betrachtungsweise, die nicht baim Mani—_

pulation5ausschluß haltmacht‚ zumal sie Unterhaltsverzichte

mit einschließen nuß, die erst nach der Scheidung erklärt j
_

werden. '_ - -._ .
'

_
' _n_

‘
%'

. ' ' |
{Der 4. Senat hat dementsprechend.die frühere "generelle Mißbil-_

ligung"_des Unterhaltsverzichts nicht m%hr aufrecht erhalten ,
und nunmehr darauf abgestellt‚_ob die Witwe aus_einem verstän—

digen Grunde auf den Unterhaltsanspruch verzichtet hat. Der

'erkennende Senat schließt sich dieser_■uffassung grundsätzlich

an. Die Formel vom verständigen Grund'hat'de_n'Vorteil, genügénd

flexibel zu sein, um allen zu bérücksichtigenden Interessen undf

Gegebenheiten Rechnung zu tragen; sie findet sich zuäem schon
im Bundesversorgungsgesetz (@ 44 Abs 5 $atz 5 BVG), so daß die.

Rechtsprechung damit nur auf andere sozialrechtliche Vor—
schriften für gleichliegende Sachverhalte zurückgreift (BSGE 22,

78, '80) Der Begriff des verständigen
G%undes

erlaubt es zu—
1

gleich, auch in ihn selbst den Wandel der Rechtslage seit dem

Inkrafttreten des EEGeinfließen zu las%en; er kann und_darf nuh 1?
in voller Berück8ichtigung diesés'Uandels ausgelegt werden. '

' Das gilt insbesondere_für Unterhaltsverzichte, die anläßlich
der Scheidung — hier in einem gerichtliehen Vergleich

- erklärt

werden sind. Sie sind meist ?eil von Unterhaltsvereinbarungen,_

die der Gesetzgeber in 5 72 EheG aF selbst dann ausdrücklich

zugelassen hatte, Wenn sie die Scheidung ermöglichten oder

erleichterten. Solche Unterhaltsverei■barungen verdienen nunmehr
auch bei Berücksichtigung der Interessen der Versichertengemein-
scha£

u eine andere Betrachtungsweise al%
in der Rechtsprechung

vor dem REG (BSGE 24, 279, 284). Da
sei%dem

das Wiederaufleben
der Witwenrente vom Schuldausspruch im Scheidungsurteil uhab- '

hängig war, muß nun das B_e_streben der
W%twe,

den Schuldausspruch

zu ihren Gunsten durch einen Unterhaltsverzicht
zu

beeinflusse■,

grundsätzlich als ein verständiger Grund für den Unterhalts—
%

verzicht anerkannt werden. Das
entspricht

überdies dem vom ;
BVerfG herausgestellten Gebot, den Ehepartnern die Entscheidung

überdie Lösungihrex‘■he'undsomit-auchüberdie Art undWeise'
:l'"'- ' ' ":9-
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dieser Lösung zu überlassen und diesen Persönlichkeitsbereich
von Eingriffen und damit auch von nachträglichen Wertungen

freizuhalten (vgl hierzu ferner BVerwGE 31, 497, 209). Die

Entscheidung des 8. SenateS des BSGvom 50. Januar 1969«
(SozR Nr 44 zu 5 44 BVG), die noch eine bezweckte Einflußnahmé

auf die Art des Schuldausspruchs nicht als verständigen Grund

anerkannt hatte, ist mithin überholt, Verständig müssen nun
aber noch weitere übliche Motive für die mit einem Unterhalts— '

verzicht verbundenen Vereinbarungen nach 5 72 EheG aF erschei—

nen, also etwa die Wünsche, ein streitiges Verfahren zu ver-

meiden, eine einverständliche Scheidung zu erreichen, die Aufé_
lösung der Ehe zu beschleunigen.'lnsoweit dürfen Witwen mit

der AusSicht auf eine wiederauflebende Witwenrente nicht-gegen—

über anderen Frauen benachteiligt werden, wenn sie wie diese

'von den nach 5 72 EheG aF gebotenen Möglichkeiten Gebrauch
machten, Eine andere Beurteilung wäre nur angebracht, wenn sief

einen Unterhaltsverzicht gegenüber dem zweiten Mann ausschließ—

lich deshalb erklärten, weil sie sich keinen Beschwerniseen

bei der Verfolgung eines gegen den Ehemann Zweifelsohne gege-

benen UnterhaltsahspruchS aussetzen wollten; denn wie schon -
dargetan, muß es der Witwe zugemutet w-erden, ihre Versorgung

in erster Linie aus Unterhaltsansprüchen gegen den zweiten

Ehemann zu bestreiten. '

Mit
diesen Auslegungsgrundsätzen für den Begriff des verstän—

digen Grundes stimmt das Urteil des LSG in mehrfacher Hinsicht

nicht überein. Das LSG versteht den Unterhaltsverzicht aus.
verständigen Grunde schon zu Unrecht als Ausnahmefall. Für

‘
Verzichte ohne oder mit verständigen Grund gibt es jedoch

kein
,

Regel—Ausnahmeverhältnis, eher könnte noch die Anrech-

nung eines fiktiven Unterhaltsanspruchs bei einem Verzicht

"ohne verständigen Grund" (vgl % 44 Abs 5Satz } BVG) als

Ausnahmefall von der Regel der Anrechnung nur bestehender
Uhtérhaltsansprüche erscheinen. Zu Recht hat der 4. Senat auch

darauf hingewiesen, daß kein Erfahrungssatz für bestimmte

- Gründe des Verzichts herangezogen werden kann; Ebensowenig
, ‚in. ..
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1
läßt sich aber der Beklagten darin zusti■men, daß von der Ver—
mutung'eines nicht terständigen_Verzichtes auszugehen sei. Dies

ist mit der vom
Senat

vorgenommenen begrifflichen Auslegung des _-
verständigen Grundas unvereinbar.

_ . .-
' _

Das LSG hat
auch zu' hohe Anforderungen an

'das Vorliegen
eines

verständigen Grundes gestellt. In dem Urteil des 4. Senats heißt

es dazu, es müsse sich um einen —
'von der Rechtsordnung gebilligr

ten - objektiv verständigen, also in derfRegel zwingenden oder

mindestens plausiblen Grund handeln. Zu dieser Formulierung ‘

setzt sich der erkennende Senat nieht in Widerspruch, wenn er
"

das Prädi.kat "verständig", soweit es um Vérzichte anläßlich der
Ehescheidung geht, in dem auch vom 4. Senat zugelassenen Sinne

'

von "plausibel" begreift. Ebenso_ zutreffend erscheint dem erken—_

nenden Senat, daß die Rechtsordnung die Gründe für den Verzicht

nicht mißbilligen darf; gerade mit der
S%haffung

des S 72 EhéG aß

hat der Gesetzgeber aber deutlich gemacht, wie weitgehend er
mögliche Gründe für Unterhaltsvereinbarungen anläßlich der Schei

dung hinnimmt und somit billigt. Bei der!Wertung' derartiger

Gründe als verständig= plausibel muß jedoch Zusätzlich beachtet

werden, daß hier — auch bei Berücksichtigung der Interessen der'

Versichertengemeinschaft
— ein Persönlichkeitsbereich

der WitWe

mit eigenVerantwortlicher Entscheidung ahauerkennén ist. Es ist

deshalb unzulässig, zu verlangen, die 'Gründe für den Verzi-cht ;
müßten "deutlich erkennbar" und sogar "nachvollziehbar" sein;
ebensowenig kann es darauf ankommen, ob nur der verzicht die
Scheidung ermöglicht hat und ob die Witwe auf eine rasche und/oder

|
einverständliche Scheidung "angewiesen" gewesen ist. Es genügt,

daß für die Witwe solChe Gründe _maßgebend
waren; einer Objekti—

viérung der Gründe bedarf es
ni'cht. Das bedeutet, daß es

pri'nzi■i-

ell den Beteiligten überlassen ist, wie sie ihre verschiedenarti-

gen
In'teressen bewerten und von welchen motiven sie sich beim

Vertragsabschluß bestimmen lassen. Es_kann grundsätzlich nicht
__Sacheder Versicherungsträger und der Gerichte der Sozial— ?

gerichtebärkeit Sein, sich nachträglich an die Stelle der Vertrag—

schließenden zu'set29n und Gründe, die für das sttandékcmmen ddr
Unterhaltsvereinbarung maßgebend waren und vor der Rechtsordnung

BeStand haben, für un2ureichend zu 'erklären. " f ' ”' !
'

5 -
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Unter diesenUmständenhätte dasLSGdie Klägerin nach_denfür
sie maßgebenden Gründen für den Unterhaltsverzicht fragen '

müssen. Das setzte einen klärendén Hinweis auf die-erst kurz

zuvor im Urteil des 4. Senats des BSGdeutlich gewordene

neue rechtliche Beurteilung des Unterhaltsverzichts versus

(55 406Abs4, 442Abs2 Satz 2 sec), zumalsich die.Klägerin
darauf ersichtlich noch nicht eingestellt hatte. Wie der.

4. Senat_dargelegt hat, obliegt es zwar der klagenden Witwe,

die tatsächlichen Umstände darzulegen, die zur Beurteilung:

des Verzichtes als aus verständigen Grund erklärt erforderlich

sind; damit wird der Witwe aber nicht wie im Zivilprozeß eine

Behauptun-gs— und subjektive Beweislast auferlegt; die Pflicht

zur Darlegung ergibt sich vielmehr aus der Mitwirkungspflicht

im Rahmen der dem Gericht zukommenden Suchaufklärung; daraus

folgt, daß das Gericht die Witwe nach ihren Beweggründen

befragen muß, da in der Regel nur sie selbst diese kennt. Zu
Recht hat der 4 Senat dementsprechend darauf hingewiesen, daß

im Wege der Amtsermittlung der Grund für d.en Verzicht zu
klären

sei. Soweit er allerdings ausgeführt hat, daß hierzu die wirt—

schaftliche Lage der Ehegatten, die Vorgeschichte und der
Verlauf des Scheidungsverfahrens sowie die besonderen Umstände,

- die zum
Prozeßvergleich geführt haben,- im einzelnen‘_ermittelt'

werden müßten, kann der erkennende Senat diesen das Urteil

des 4. Senats nicht tragenden Darlegungen nicht folgen; die

Feststellung der Gründe für den Verzicht muß den schon mehr-

.
fach hervorgehobenen eigenverantwortlichen Persönlichkeite—

' bereich der Witwe im Scheidungsverfahren respektieren. Vermag

sie eine befriedigende und glaubhafte Erklärung zu liefern,

so wird kein Anlaß zu weiteren Nachforschungen bestehen; es

darf jedenfalls nicht der Scheidungsprozeßunter veränderten:
Gesichtspunkten gewiSsermeßen neu aufgerollt werden._

Die Klägerin hat im Revieionsverfahren aufgezeigt, welche

Antwort sie dem_LSGauf die Frage nach den-Verzichtsgründen
gegeben hätte, falls das LSG ihr persönliches Erscheinen im,
Verhandlungstermin angeordnet hätte. Sie hat dabei im einzelnen

sehen mehr aus dem Scheidungsverfahren offenbart, als von ihr

; 12 -
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‘a 42 ;

im
vorl:iegenden

Rechtsstreit
verlangt weideh

könnte. Die
Antwort

ergibt, wie das wohl oft der Fall sein wird, eine Reihe von
Gründen. Bei einer solchen Bündelung der Gründe genügt es, wenn

darunter_ verständige Gründe mitbestimmend gewesen sind, der- &.

Gesamtwürdigung des verzichte als
aus verständigen Grunde erfolgt

kann schon deshalb hier nicht entgegenstehen, daß sie den
Verzic;£ht

auch erklärt haben will, weil sie
Schwierigkeiten bei der Durch7

setzung eines Unterhaltsanspruchs für die Zeit nach dem 1. Märzl

1976 befürchtete; im übrigen stünde insoWeit Zudem nicht fest, *
daß bei Scheidung der Ehe ohne vorausgegangenen Unterhalts— ;
verzicht der Ehemann als allein oder

überwiegend
schuldig ‘

geschieden werden wäre. Der Senat würde' der Klägerin daher für

den erklärten Verzicht einen verständigeä Grund _zubilligen‚ wenn

in tatsächlicher Hinsicht von den erst im Revisionsverfahren

vorgetragenen Gründen ausgegangen werden könnte. Als Revisions-\

gericht kann der Senat jedoch keine tatsächlichen Feststellungen
treffen;

er muß dies dem LSG überlassen; auch wenn hier offenbar‘-I

keine Zweifel daran bestehen, daß die-Klägerin sich bei dem
Unterhaltsverzicht'von_ den jetzt dargelegten Beweggründen hat }
leiten lassen. Unter die5en Umständen muß der Senat das Urteil &

idee LSG aufheben und den Rechtsstreit zur neuen Verhandlung
und!

Entscheidung an das LSG zürückverweisén.‘ ' '

Nur für den Fall, daß das LSG in seiner neuen Entscheidung
keinen Verzicht aus verständigem Grunde anerkennen sollte; '

wäre vom LSG noch zu berücksichtigen, daß_es dann die Feststelä

lung der Höhe des fiktiven Unterhaltsanspruchs für die Zeit vom
4. März 1976 bis zu seiner neuen Entscheidung selbst ermitteln

müßte und sie nicht vom Zeitpunkt geänderter Verhältnisse an '

einem neuen Bescheid der Beklagten überlassen dürfte.
_ _

|

Bei der neuenEntscheidunghat'das LSGzhg1eichüber die |
Kosten des Revisionsverfahrens mitzubefihden.

! ‘
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